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Sie wollen Rüstungsunternehmen die Produktion im 
Ausland verbieten, auch innerhalb der EU, innerhalb des 
Binnenmarktes. Das kann doch nicht ernsthaft Ihr Lö-
sungsvorschlag sein. 

(Beifall bei der FDP)

Dann wollen Sie ein Verbandsklagerecht für Nichtregie-
rungsorganisationen gegen erteilte Genehmigungen ein-
führen. Ich denke, wir sollten extrem zurückhaltend sein, 
die Kontrolle von Rüstungsexporten an nicht demokra-
tisch legitimierte Verbände auszulagern. Diese Entschei-
dungen sind politisch und müssen auch politisch bleiben. 

(Zuruf des Abg. Tobias Pflüger [DIE 
LINKE]) 

Die Öffentlichkeit hat das Recht auf hinreichende In-
formationen, um diese Politik bewerten und notfalls auch 
abwählen zu können. So funktioniert demokratische 
Kontrolle. Deshalb können wir beiden Anträgen leider 
nicht zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die Kol-

legin Katja Keul das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Um die Irrungen und Wirrungen des Kollegen 
Willsch zu widerlegen, fehlt mir leider die Redezeit. 

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Es gibt ja 
auch nichts zu korrigieren!)

Aber ich empfehle einmal, sich mit den jesidischen 
Verbänden darüber zu unterhalten, wie sie das mit den 
Peschmerga sehen. Sie haben durchaus eine andere Sicht 
darauf, wer sie gerettet hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN  – Klaus-Peter Willsch 
[CDU/CSU]: Ich habe die Mail gelesen!)

Zur SPD bzw. zum Kollegen Post. Ich bin durchaus 
differenziertere Reden von der SPD gewohnt. Das, was 
Sie hier abgeliefert haben, ist der SPD nicht würdig. Da 
hat sich selbst Gabriel in der letzten Legislatur mehr 
Mühe gegeben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Bernhard Loos [CDU/CSU]: Aber es war rich-
tig!)

Aber jetzt zu den Anträgen. Beim Lesen des ersten Ab-
satzes des Feststellungsteils im Antrag der Linken hatte 
ich einen ganz ungewöhnlichen Impuls, nämlich den Im-
puls, Gabriel an dieser Stelle in Schutz zu nehmen. Wa-
rum? Sie vergleichen die Zahl der Gesamtgenehmigun-
gen unter Schwarz-Gelb mit der der letzten Legislatur 
und sagen dann: Sie sind um 20 Prozent gestiegen. Wenn 

man aber weiß, wie die Verfahren laufen, dann weiß man, 
dass das nicht ganz fair ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was hat Schwarz-Gelb gemacht? Schwarz-Gelb hat 
die größten, heikelsten und sensibelsten Kriegswaffe-
nexporte, die wir erlebt haben, kurz vor der Bundestags-
wahl 2013 nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz geneh-
migt. Diese Genehmigungen werden uns Parlamentariern 
nicht mitgeteilt; sie stehen nicht im Rüstungsexport-
bericht. Sie tauchen netterweise erst zwei Jahre später 
auf, nämlich dann, wenn die Genehmigungen nach dem 
Außenwirtschaftsgesetz erteilt werden. Im Mai 2013 hat 
Schwarz-Gelb die Lieferung von 62  funkelnagelneuen 
Leopard-Kampfpanzern an Katar genehmigt; das waren 
1,8 Milliarden Euro. Im August 2013, unmittelbar vor der 
Bundestagswahl, wurden dann noch einmal 33 Patrouil-
lenboote für Saudi-Arabien genehmigt. Wenn man allein 
diese beiden Deals zusammenzählt, dann ist das fast der 
Jahreswert dessen, was vorher exportiert worden ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Insofern muss man schon sagen, dass die Verfahren als 
solche ein Problem sind. Deswegen ist eine unserer For-
derungen, dass zukünftig nicht nur die Ausfuhrgenehmi-
gungen, sondern auch die Herstellungsgenehmigungen, 
also die Genehmigungen nach dem Kriegswaffenkon-
trollgesetz, in den Berichten stehen, damit Transparenz 
entsteht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Im Moment haben wir die kuriose Situation, dass wir 
nach den Sitzungen des Bundessicherheitsrates Auskünf-
te über die Kriegswaffenkontrollgenehmigungen bekom-
men. Im Jahresbericht aber sind sie nicht enthalten. Das 
muss sich doch auflösen lassen, sodass wir in Zukunft 
alles erfahren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir Grüne haben mehrfach unsere Eckpunkte für ein 
Rüstungsexportkontrollgesetz vorgelegt. Es enttäuscht 
mich sehr, dass die SPD das jetzt schlichtweg ablehnt; 
denn in der Opposition hat sie dem noch zugestimmt. 
Wie auch immer, wir brauchen jedenfalls Veränderun-
gen, weil die Rüstungsexporte an Drittstaaten inzwischen 
die Regel sind und nicht die Ausnahme. Das kann nicht 
so bleiben. Wir müssen das Verfahren ändern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der erste Vorschlag ist die Regelung der Zuständig-
keit. Die Zuständigkeit für Rüstungsexportkontrolle  – 
das sieht man sehr schön an der Diskussion in der Uni-
on – darf nicht beim Wirtschaftsressort bleiben, sondern 
muss zum Auswärtigen Amt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wer, wenn nicht das Auswärtige Amt, kann beurteilen, 
wie die Menschenrechtslage und die Sicherheitslage im 
Empfängerland sind? 

Sandra Weeser 
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Wir müssen die Kriterien und Grundsätze in der frei-
willigen Selbstverpflichtungserklärung, nämlich die 
Grundsätze der Bundesregierung, endlich gesetzlich ver-
ankern und vor allem justiziabel machen. Warum müssen 
wir das? Die Grundsätze sind nicht schlecht, sie sind aus 
der Zeit von Rot-Grün. Dort steht viel Gutes. Die Bun-
desregierung erklärt immer, dass sie sich daran hält; das 
tut sie aber nicht. In den Grundsätzen steht: An Dritt-
staaten darf nur im Ausnahmefall exportiert werden, nur 
wenn die sicherheitspolitischen Interessen der Bundesre-
publik Deutschland dies im Ausnahmefall nötig machen. 
In der Praxis erleben wir: Es ist der Regelfall. Mehr als 
50 Prozent dieser Exporte gehen an Drittstaaten und we-
niger als die Hälfte an EU- und NATO-Partner. 

Wir brauchen also gesetzliche Kriterien. Wir brauchen 
eine gesetzliche Begründungspflicht; das ist von der FDP 
zutreffend angesprochen worden. Wir haben zwar kei-
nen verfassungsrechtlichen Anspruch  – darauf hat das 
Verfassungsgericht hingewiesen –, aber wir können als 
Parlament eine einfachgesetzliche Begründungspflicht 
auf den Weg bringen, und das müssen wir tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Um das Ganze justiziabel zu machen, brauchen wir die 
Möglichkeit einer Verbandsklage.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!)

Der Präsident des BAFA hat vorgeschlagen, die Ge-
nehmigung auf ein Jahr zu befristen. Auch das finde ich 
sehr gut; das nehmen wir auf. Technische Unterstützung 
muss in Zukunft genehmigungspflichtig sein. Das kön-
nen wir ganz einfach in § 49 der Außenwirtschaftsver-
ordnung ändern. Wir wollen keinerlei Lizenzen zur Her-
stellung von Kriegswaffen an Drittstaaten vergeben. 

Das sind unsere Kernpunkte. Darüber sollten wir hier 
debattieren. Dann kriegen wir das auch hin. 

Die Forderung der Linken, einfach gar nichts an nie-
manden zu liefern, ist unterkomplex, um es einmal vor-
sichtig auszudrücken. Das ermöglicht uns leider nicht, 
Ihrem Antrag zuzustimmen. Wir werden uns enthalten, 
hoffen aber, dass irgendwann wieder eine konstruktive 
Debatte mit der SPD über unsere Forderungen möglich 
sein wird.

In diesem Sinne vielen Dank und schönes Wochen-
ende.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege 

Bernhard Loos das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bernhard Loos (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Bei der Lek-
türe Ihrer beiden Schaufensteranträge ist man versucht, 
laut auszurufen: Willkommen in einer Friedenstraum-

welt! – Diese Welt, betrachtet durch die rosaroten Brillen 
der Grünen und der Linken, ist eine Utopie. Wachen Sie 
auf! Einerseits ist die reale Welt ganz anders. Anderer-
seits ist es bereits Mittagszeit.

Wir leben in einer Welt der Unsicherheit, der Bedro-
hung und eines globalen kriegerischen Terrors. Worum 
geht es im Kern? 

Erstens: nationale Verteidigungsfähigkeit. Zentrale 
Aufgabe eines Staates ist die Gewährleistung der Sicher-
heit seiner Bürgerinnen und Bürger, also eine unabhängi-
ge Wehr- und Abwehrfähigkeit. Wir brauchen Rüstungs-
güter zur Verteidigung und Abschreckung.

Zweitens: Erhalt einer eigenen wehrtechnischen In-
dustrie. Wir brauchen eine deutsche Verteidigungs- und 
wehrtechnische Industrie. Oder wollen Sie deutsches 
Steuergeld in anderen Ländern investieren und damit Ar-
beitsplätze in unserem Land vernichten? Natürlich geht 
es in dieser Frage auch um Arbeitsplätze. Wir von der 
Union stehen zum Erhalt einer leistungsfähigen deut-
schen wehrtechnischen Industrie.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, das merkt man!)

Drittens: Bündniszusammenhalt. Wir haben es hier 
schon in den unterschiedlichen Facetten gehört: Inner-
halb der NATO und der EU arbeitet Deutschland eng mit 
seinen Partnern für Sicherheit, Frieden und Freiheit zu-
sammen. Das bedeutet zweierlei: Wir planen gemeinsa-
me Rüstungsprojekte und produzieren dementsprechend. 
Aber immer öfter macht das Schlagwort – wir haben es 
von Klaus-Peter Willsch schon gehört – „German free“ 
die Runde. Frei übersetzt heißt das: Man macht es lie-
ber ohne die Deutschen, weil man Angst hat, mit uns 
gemeinsam entwickelte Rüstungsgüter nicht verkaufen 
zu können. Wollen Sie einen Ausstieg oder, besser ge-
sagt, einen Ausschluss Deutschlands aus diesen Koope-
rationen? Wollen Sie eine Isolierung Deutschlands im 
Bündnis? Bündniszusammenhalt bedeutet auch, dass 
man sich als Verbündete gegenseitig Verteidigungstech-
nologie nutzbar macht. Um dies umzusetzen, sind Rüs-
tungsexporte aus Deutschland an EU-, NATO- und an 
NATO-gleichgestellte Länder für uns selbstverständlich 
und notwendig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im Rüstungsexportbericht 2016 steht, dass Einzelaus-
fuhrgenehmigungen in Höhe von 6,85  Milliarden Euro 
erteilt wurden. Dabei entfiel ein Anteil von 46,4 Prozent 
auf Verbündete. 3,67 Milliarden Euro entfielen auf Dritt-
länder. – Die im ersten Drittel des Jahres 2017 erteilten 
Einzelausfuhrgenehmigungen betrugen 2,42  Milliarden 
Euro. Das ist im Vergleich zum Vorjahreszeitraum ein 
Absinken um fast 30  Prozent. Der Anteil für Drittlän-
der lag – nahezu unverändert – bei rund 54 Prozent. Ich 
nenne hier diese konkreten Zahlen, weil die Vorredner an 
dieser Stelle nur herumgeschwurbelt haben.

(Florian Post [SPD]: Was?)

Wir unterstützen im Rahmen der geltenden Bestim-
mungen die deutsche Rüstungsindustrie bei ihren Ex-
portbemühungen, so wie das auch andere europäische 

Katja Keul


